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An das  

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

Herrn Bundesminister Peter Altmaier 

10119 Berlin 

5. April 2019 

 

Verhandlungsmandate für EU-USA-Verhandlungen ablehnen 

Offener Brief von zwölf zivilgesellschaftlichen Organisationen 

 

Sehr geehrter Herr Bundesminister Altmaier,  

als zivilgesellschaftliche Organisationen beobachten wir mit großer Sorge die Bestrebungen der 

Europäischen Union, neue Handelsverhandlungen mit den USA zu führen. Die EU-Kommission hat 

Mandatsentwürfe für Verhandlungen zu Industriezöllen und zu Konformitätsbewertungen zur 

Abstimmung vorgelegt. Wir möchten Sie bei den Diskussionen über diese Mandate um maximale 

Transparenz und um einen partizipativen Prozess unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft bitten. 

Außerdem kritisieren wir, dass neben den offiziellen Verhandlungen verschiedene Nebenabsprachen 

getroffen werden, die weitreichende Auswirkungen auf Verbraucher*innen in Europa und den USA 

haben. 

Im Folgenden möchten wir unsere Kritikpunkte und Forderungen näher erläutern.  

 

1. Keine Verhandlungen unter Druck 

Im März 2018 verhängten die USA Strafzölle auf Stahl- und Aluminiumimporte. Weitere Zölle, unter 

anderem auf Autoimporte, werden seither angedroht. Um diese Bedrohung abzuwenden, bemüht sich 

die Europäische Kommission um möglichst schnelle Verhandlungsergebnisse. Dies sind keine guten 
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Voraussetzungen für ausgewogene Verhandlungen. Wir fordern daher, keine Handelsverhandlungen zu 

führen, solange die EU durch die Androhung von Strafzöllen unter Druck gesetzt wird. Auch im 

Europäischen Parlament sind die Verhandlungen sehr umstritten, wie die Abstimmung am 14. März 

deutlich zeigte. Dort gab es keine Mehrheit der Europaabgeordneten, sie zu unterstützen. 

 

2. Klimaschutz stärken und Umsetzung des Pariser Abkommens vorantreiben  

Die USA haben angekündigt, sich aus dem Pariser Klimaabkommen zurückzuziehen. Angesichts der 

Klimakrise sollte die Europäische Union ein starkes Zeichen für den Klimaschutz setzen und keine 

Handelsverhandlungen mit Ländern führen, die sich nicht klar zum Pariser Klimaabkommen bekennen. 

Auch das Europäische Parlament forderte im Juli 2018, die Ratifizierung und Umsetzung des Pariser 

Abkommens zur Bedingung für künftige Handelsabkommen zu machen. Während der 

Sondierungsgespräche für die aktuelle Koalition hat auch eine Allianz aus 50 Unternehmen und 

Unternehmensverbänden stärkere Bemühungen in Sachen Klimaschutz verlangt. In der „Handel für 

alle”-Strategie hat die EU-Kommission 2015 zugesagt, dass sie „der Bekämpfung des Klimawandels in 

Freihandelsabkommen und bei deren Umsetzung noch größere Priorität einräumen” wird. Diesen 

schönen Worten müssen nun Taten folgen. Wir fordern, die Ratifizierung und aktive Umsetzung des 

Pariser Abkommens zu einer Voraussetzung für den Abschluss von Handelsabkommen zu machen. 

Darüber hinaus dürfen auch Nebenabsprachen, die außerhalb der offiziellen Verhandlungsmandate 

erfolgen, keine Rückschritte für den Klimaschutz bedeuten. Unsere Sorge gilt insbesondere der 

Vereinbarung von US-Präsident Trump mit EU-Kommissionspräsident Juncker vom Juli 2018, die Importe 

von klimaschädlichem US-amerikanischem Flüssiggas in die EU auszuweiten. Es ist kritisch, dass die 

Bundesregierung hier eine neue Gasinfrastruktur aufbauen will, die den Klimaschutzzielen zuwiderläuft. 

 

3. Altes TTIP-Mandat aufgeben und Landwirtschaft von den Verhandlungen ausschließen 

Wir fordern, das alte Mandat für die TTIP-Verhandlungen endgültig aufzugeben. Sonst besteht immer 

die Gefahr, dass die alten Themen wieder auf den Verhandlungstisch kommen. Besonders kritisch ist 

hierbei der Landwirtschaftsbereich, der bei den TTIP-Verhandlungen für breite Proteste gesorgt hat. 

Eine weitere Öffnung von Agrarmärkten erhöht den Druck auf bäuerliche Betriebe, zudem werden 

bestimmte Praktiken wie die Verwendung von Hormonen in der Rindfleischproduktion, die Nutzung 

genetisch modifizierter Organismen oder die Oberflächenbehandlung von Schlachtkörpern mit Chlor 

oder ähnlichen Substanzen von europäischen Konsument*innen klar abgelehnt.  

Die US-Regierung drängt darauf, Landwirtschaft auch in die aktuellen Verhandlungen mit aufzunehmen. 

Die EU-Kommission sowie die Bundesregierung verneinen dies bisher. Solange das alte Mandat nicht 

aufgegeben wird, sind diese Versicherungen jedoch unglaubwürdig und es besteht immer die Gefahr, 

dass die alten TTIP-Themen wieder verhandelt werden. Dies kann auch über Nebenabsprachen 

passieren; beispielsweise haben sich Trump und Juncker in ihrer Gemeinsamen Erklärung vom Juli 2018 

auf eine Importsteigerung von (meist gentechnisch verändertem) US-Soja verständigt. Auch wenn die 

Importsteigerungen bisher auf Handelsumlenkungen zurückzuführen sind, stellt sich die Frage, ob und 
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welche Maßnahmen die EU noch vornehmen will, um dieses Versprechen auf Dauer einzuhalten. 

Beispielsweise hat die EU-Kommission US-Sojabohnen kürzlich im Eilverfahren und ohne ausreichende 

Prüfung zur Verwendung als Agrosprit zugelassen, was ihre Marktchancen in der EU noch weiter 

ausbauen wird. Nur wenn das alte TTIP-Mandat ausgelöscht ist, ist sichergestellt, dass in Zukunft nicht 

über besonders kritische Themen wie beispielsweise Landwirtschaft verhandelt werden kann. 

 

4. Keine undemokratische regulatorische Kooperation 

Neben den Verhandlungen über den Abbau von Zöllen will die EU-Kommission mit den USA auch über 

die Angleichung oder gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen verhandeln. Konkret 

heißt das: Europa bzw. die USA verlassen sich bei Importen auf die Prüfberichte der jeweiligen 

Gegenseite. Doppelprüfungen würden entfallen. In der Vergangenheit sind Skandale jedoch immer 

wieder durch Doppelprüfungen aufgeflogen. So ist der Dieselskandal nur durch die Prüfung von 

europäischen Autos durch US-amerikanische Behörden publik geworden. Europäische Behörden 

schauen im Gegenzug bei Produkten anderer Länder genauer hin. Es ist für den Umwelt- und 

Verbraucherschutz keine gute Idee, wenn zukünftig Prüfungen nur noch von den Behörden im eigenen 

Land durchgeführt werden. Im Gegenteil: Der Behinderung eines effektiven Umwelt- und 

Verbraucherschutzes wird Tür und Tor geöffnet.  

Die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen ist zudem ein erster Schritt hin zur so 

genannten regulatorischen Kooperation, die bereits in den TTIP-Verhandlungen sowie in ähnlichen 

Abkommen wie CETA oder JEFTA scharf kritisiert wurde. Regulatorische Kooperation zielt darauf ab, die 

Unterschiede bei Regulierungen, die zwischen Handelspartnern bestehen, abzubauen. Was dabei als 

Handelsbarrieren angesehen werden, sind in Wirklichkeit jedoch oft wichtige Verbraucher- und 

Umweltschutzstandards, die beispielsweise Luft oder Lebensmittel vor Schadstoffen schützen. Durch 

regulatorische Kooperation drohen diese Standards aufgeweicht zu werden. Zudem schafft die 

regulatorische Kooperation zusätzliche Einflussmöglichkeiten von Lobbyist*innen auf die 

Gesetzgebung, denn diese werden frühzeitig über Regulierungsvorhaben informiert und konsultiert. 

Wenn überhaupt, muss regulatorische Kooperation unter demokratischer Kontrolle stattfinden.  

 

5. Arbeitnehmer*innenrechte verankern 

Die USA haben lediglich zwei der acht Kernarbeitsnormen der internationalen Arbeitsorganisation (IAO) 

ratifiziert. Um zu garantieren, dass Wettbewerb nicht über die Schwächung von Arbeitsstandards 

ausgetragen wird, muss eine verpflichtende Ratifizierung und Umsetzung der Kernarbeitsnormen in 

die Mandate aufgenommen werden. Die Kernarbeitsnormen stellen Mindeststandards für 

menschenwürdiges Arbeiten dar. Verstöße gegen diese Normen müssen verfolgt und geahndet werden. 

 

6. Nachhaltigkeitsfolgen streng überwachen 

Folgenabschätzungen bilden die Grundlage für handelspolitische Entscheidungen der EU-Kommission 

und verbessern die Transparenz der EU-Politik. Abschätzungen der Nachhaltigkeitsfolgen von 
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Handelsabkommen (Sustainability Impact Assessment, SIA) „liefern der Kommission eine eingehende 

Analyse der potenziellen wirtschaftlichen, sozialen, Menschenrechts- und Umweltauswirkungen der 

laufenden Handelsverhandlungen”, schreibt die EU-Kommission auf ihrer Webseite. Deshalb überrascht 

es, dass beide Mandate mit zum Teil fadenscheinigen und widersprüchlichen Begründungen auf die 

Durchführung der sonst für Verhandlungen von Handelsverträgen üblichen Folgenabschätzungen 

verzichten.  

Folgenabschätzungen sind, auch wenn sie in der Vergangenheit nicht immer sachgerecht durchgeführt 

wurden, wichtige Instrumente der Transparenz und im Falle der SIA auch der Beteiligung der 

Zivilgesellschaft. Für die angestrebten Verhandlungen der EU mit den USA über Industriezölle wurden 

inzwischen Ansätze einer ökonomischen Folgenabschätzung veröffentlicht und die Durchführung einer 

Abschätzung der Nachhaltigkeitsfolgen (SIA) angekündigt. Für die angestrebten Verhandlungen zu 

Konformitätsbewertungen ist etwas Vergleichbares nicht erfolgt. In der Vergangenheit haben sowohl 

der Europäische Gerichtshof als auch der Bürgerbeauftragte der EU Versäumnisse bei der Durchführung 

ordnungsgemäßer Folgenabschätzungen kritisiert. Die ordnungsgemäße Durchführung von 

Folgenabschätzungen muss daher bei allen Verhandlungen der EU gewährleistet werden. 

 

Aus den vorgenannten Gründen fordern wir die Bundesregierung auf, im Ministerrat gegen die von der 

EU-Kommission vorgelegten Mandate zu stimmen und in Deutschland einen breiten Prozess zu 

gestalten, ob und unter welchen Bedingungen sowie mit welchen Inhalten Verhandlungen mit den USA 

geführt werden sollen. Für einen derartigen Prozess sowie für den weiteren Austausch mit Ihrem Hause 

stehen wir zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

Georg Janßen 
Bundesgeschäftsführer 
Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL) e.V. 

 
 

Roland Süß 
Mitglied im Attac 
Koordinierungskreis 
 

 
 

Sigrun Franzen 
Sprecherin Berliner 
Wassertisch 

 
 

Ernst-Christoph Stolper 
Stellv. Vorsitzender Bund für 
Umwelt und Naturschutz e.V. 
(BUND) 
 

 
 
 

Felix Kolb 
Geschäftsführender 
Vorstand Campact e.V. 
 
 

 
 
 

Jürgen Maier 
Geschäftsführer Forum 
Umwelt und Entwicklung 
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Stefan Krug 
Leiter Politik Greenpeace 
e.V. 
 
 
 
 

René Schuster 
Bundesvorsitzender GRÜNE 
LIGA e.V. 
 
 
 
 

Sarah Schulte-Döinghaus 
Bundesvorsitzende 
Katholische 
Landjugendbewegung 
Deutschlands (KLJB) e.V. 

 
 
 
 

Maritta Strasser 
Bundesgeschäftsführerin 
NaturFreunde Deutschlands 
e.V. 
 

 
 
 

Peter Fuchs 
Geschäftsführender 
Vorstand PowerShift e.V. 
 
 

 
 
 

Sabine Kümmerle 
Geschäftsführung SOAL - 
Alternativer 
Wohlfahrtsverband e.V.

 


